Gemeinde Geeste
Der BuUrgermeister
- Fachbereich IV Planen und Bauen -

Vorlage - 600/006/2021

Beratungsfolge Termin
Planungs- und Bauausschuss 03.02.2021
Verwaltungsausschuss 16.02.2021

Bebauungsplan Nr. 102 ""Am Berghof'", 1. Anderung, OT Dalum
hier

a) Aufstellungsbeschluss

b) Auslegungsbeschluss

offentlicher Tagesordnungspunkt

Darstellung des Sachverhaltes:

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 102 ,,Berghof*, 1. Anderung liegt im Ortsteil Dalum
der Gemeinde Geeste, westlich der GemeindestraBe , Neuer Diek“. Er umfasst Teilflichen der Flurstu-
cke 59/24, 59/23, 59/21, 59/20, 59/19, 59/18, 59/17, 59/16, 59/15, 59/50, 59/51, 59/49, 59/35 und
59/33 der Flur 6 der Gemarkung Dalum zu einer GroRe von ca. 1.215 mz2.

Im Bebauungsplan Nr. 102 ,,Berghof* wurde, mit Ausnahme des Ostlichen Randes, fiir die Aullen-
grenzen des Geltungsbereiches eine Flache zum Erhalt bzw. zum Anpflanzen von Baumen und Strau-
chern festgesetzt (siehe Anlage). Hierbei handelt es sich um private Grundstiicksflachen, fur die eine
Pflanzliste die zuldssigen Bdume und Strducher vorgegeben hat. Der bereits vorhandene Griingrtel
sollte aufgenommen und fortgefihrt werden.

Aufgrund einer anlassbezogenen Uberpriifung vor Ort wurde festgestellt, dass die Griinstreifen teil-
weise von den Anliegern tiberbaut wurden. Zudem mussten mit der Zeit Baume aufgrund von Krank-
heit und Trockenschaden enthommen werden, flr die seinerzeit ein Erhaltungsgebot bestimmt war.
Dariiber hinaus wurden andere Pflanzen gesetzt, als seinerzeit ber die Pflanzliste zugelassen und
andere Grundstucksflachen bepflanzt, als festgesetzt. Die betroffenen Anlieger wurden verwaltungs-
seitig zundchst angeschrieben und zur Wiederherstellung der Griinflachen aufgefordert.

Um einen Rickbau und einen erheblichen Eingriff in den Garten zu vermeiden, haben die betroffenen
Anlieger einen Antrag auf Anderung des Bebauungsplanes gestellt. Im Rahmen der Bebauungs-
plandnderung soll die Anpflanzungsflache zu nichtiiberbaubarer Wohnbaufldche umgenutzt werden.
Hierdurch werden die bereits errichteten Nebenanlagen zuléssig, der Neubau von Hauptanlagen bleibt
jedoch weiterhin unzuldssig. Durch die Bebauungsplananderung wird verhindert, dass ein erheblicher



Eingriff in die vorhandenen Griinstrukturen erforderlich wird.

Durch die Aufhebung der Griinflache entsteht ein Kompensationsdefizit. Die daflr erforderliche
Kompensationsflache kann von einem Anlieger zur Verfiigung gestellt werden.

Gemall § 1 Abs. 3 BauGB haben die Gemeinden Bauleitplédne aufzustellen, sobald und soweit es fir
die stadtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Erforderlich im Sinne des § 1 Abs. 3
BauGB kann auch eine bauleitplanerische Regelung sein, die es ermdglichen soll, einer Bedarfslage
gerecht zu werden, die sich zwar noch nicht konkret abzeichnet, aber bei vorausschauender Betrach-
tung in einem absehbaren Zeitraum erwartet werden kann (Nds. OVG 17.02.05-1 KN 7/04). Aus den
vorgenannten Grinden liegt die Erforderlichkeit im Sinne des § 1 Abs. 3 BauGB zur Bebauungs-
planénderung vor.

Das vorliegende Bebauungsplanverfahren erfolgt gem. § 13 a BauGB als Bebauungsplan der Innen-
entwicklung. Bei der Planung handelt es sich um die Nachverdichtung von bereits bebauten Grundstu-
cken.

Gemal § 13 a Abs. 1 S. 2 Nr. 1 BauGB kann ein Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren aufge-
stellt werden, wenn in ihm eine zuldssige Grundflache im Sinne des § 19 Abs. 2 der Baunutzungsver-
ordnung von insgesamt weniger als 20.000 m2 festgesetzt wird. Der Geltungsbereich des Bebauungs-
planes umfasst insgesamt eine Flache von ca. 1.215 m2, Damit wird der Zulassigkeitsvoraussetzung fiir
einen Bebauungsplan der Innenentwicklung gem. 8 13 a Abs. 1 S. 2 Nr. 1 BauGB entsprochen

Des Weiteren werden auch keine Vorhaben begriindet, die einer Pflicht zur Durchfuhrung einer Um-
weltvertraglichkeitsprifung nach dem Gesetz tber die Umweltvertraglichkeitspriufung oder nach Lan-
desrecht unterliegen und es liegen keine Anhaltspunkte fiir die Beeintrachtigung der in 8 1 Abs. 6 Nr.
7 Buchstabe b BauGB genannten Schutzgiter vor und es bestehen keine Anhaltspunkte dafir, dass bei
der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unféllen
nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind.

Aufgrund dessen kann der Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren durchgefiihrt werden. Im be-
schleunigten Verfahren gelten nach 8 13 a Abs. 2 Nr. 4 BauGB die Eingriffe, die auf Grund der Auf-
stellung des Bebauungsplanes zu erwarten sind, als im Sinne des 8 1 a Abs. 3 S. 6 BauGB vor der
planerischen Entscheidung als erfolgt oder zuldssig. Von der Umweltpriifung nach § 2 Abs. 4 und von
dem Umweltbericht nach § 2 a BauGB wird gem. 8 13 a Abs. 2 Nr. 1i. V. m. § 13 Abs. 3 S. 1 BauGB
abgesehen.

Der Bebauungsplanentwurf nebst Begriindung wurde vorbereitet und kann zur Auslegung beschlossen
werden. Der Bebauungsplan setzt als Art der baulichen Nutzung ein allgemeines Wohngebiet (WA)
fest. Uberbaubare Grundstuicksflache wird in dem Geltungsbereich der Bebauungsplaninderung nicht
festgesetzt.

Finanzielle Auswirkungen:

Die Vorhabentrager haben mit der Gemeinde Geeste eine Planvereinbarung abgeschlossen. Die Kos-
ten des Planverfahrens werden entsprechend der Planvereinbarung von den Vorhabentrdgern tber-
nommen.

Beschlussvorschlag:

a) Der Bebauungsplan Nr. 102 , Berghof*, 1. Anderung, OT Dalum wird gemaR § 2 Abs. 1 Baugesetz-
buch (BauGB) aufgestellt.

b) Der Bebauungsplan Nr. 102 ,,Berghof*, 1. Anderung, OT Dalum wird gemaR § 13 a Baugesetzbuch
(BauGB) im beschleunigten Verfahren durchgefihrt.

c¢) Der vorliegende Vorentwurf wird als Entwurf und mit der dazugehérigen Begriindung gemaf § 3



Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) fiir die Dauer eines Monats zur 6ffentlichen Auslegung beschlossen.
Die Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange sind nach § 4 Abs. 2 Baugesetzbuch
(BauGB) zu beteiligen.

Anlagen:

Bebauungsplan Nr. 102 ,,Berghof™
Bebauungsplan Nr. 102 ,,Berghof*, 1. Anderung
Begrundung



	Datum
	Beratungsfolge
	Sachverhalt
	FAuswirkung
	Beschlußvorschlag
	Anlage

